
Vereinbarung handelt es sich bei dem Vertrag zwischen 
den Parteien. Dem Schreiben der Klägerin vom 23. Mai 
1952 ist ein Angebot des Beklagten vorangegangen. 
Die Bezugnahme auf das Vertragssystem findet sich 
allerdings nur in dem Auftrag der Klägerin vom 
2®. Mai 1952. Die Beklagte hat diesen Auftrag nicht, 
wie es ihre Pflicht gewesen wäre, nochmals ausdrück­
lich bestätigt. Sie hat aber sofort das Material bestellt 
und mit den Arbeiten begonnen. Wenn auch eine still­
schweigende Vereinbarung nicht dem Sinn und der 
Funktion des Vertragssystems entspricht, kann sich die 
Beklagte nicht auf die mangelnde Wirksamkeit der 
Vereinbarung einer Vertragsstrafe mangels schriftlicher 
Bestätigung berufen, nachdem alle übrigen Punkte des 
Vertrages durch Angebot und Auftragserteilung schrift­
lich vereinbart und geklärt waren. Wenn das Ver­
tragssystem grundsätzlich eine ausdrückliche Verein­
barung durch schriftliche Erklärung verlangt, so er­
folgt dies, um die wechselseitigen Beziehungen durch 
verantwortungsbewußte Zusammenarbeit und damit 
die Planerfüllung sicherzustellen, nicht aber um einem 
Partner die Möglichkeit zu geben, sich der von seiten 
des Volkseigentums geforderten Vertragsgrundlage, der 
Vereinbarung einer Vertragsstrafe, durch Nichtbestäti­
gung zu entziehen, nachdem alle übrigen Punkte des 
Vertrages geklärt waren. Selbstverständlich hätte auch 
die Klägerin, der ja die Grundsätze des Vertrags­
systems vertrauter waren, auf diese Bestätigung drin­
gen müssen. Jedoch muß im vorliegenden Fall die Ver­
einbarung einer Vertragsstrafe als wirksam zustande 
gekommen angesehen werden.

Den Ausführungen des Stadtbezirksgerichts darüber, 
daß die Beklagte mangels eines Verschuldens keine 
Vertragsstrafe verwirkt hat, tritt der erkennende Senat 
bei. Aus den Aussagen der vernommenen Zeugen ergibt 
sich, daß die Beklagte alles getan hat, um den verein­
barten Termin einzuhalten. Daher trifft sie an der 
Nichteinhaltung des Endtermins kein Verschulden.

Der Beklagten kann auch nicht als Verschulden an­
gerechnet werden, daß sie von sich aus eine Verlänge­
rung des Vertrages nicht herbeigeführt hat. Wie der 
Kläger richtig vorträgt, hat grundsätzlich der Vertrags­
partner, der einen Termin nicht einhalten kann, nach 
§ 7 der Verordnung vom 12. Februar 1952 mit Ein­
willigung seiner Vorgesetzten Dienststelle eine ent­
sprechende Änderung bzw. Verlängerung des Vertrages 
herbeizuführen, wenn er sich nicht einer Vertragsver­
letzung schuldig machen und damit eine Vertragsstrafe 
verwirken will. Zu beachten ist jedoch dabei, daß die 
Verordnung vom 12. Februar 1952 als Gesetz damals 
nur für die volkseigenen und ihnen gleichgestellten 
Betriebe galt. Nur diese hatten damals eine aufsicht- 
führende Verwaltungsstelle und waren in der Lage, 
durch ihr übergeordnetes Organ eine Abänderung des 
Vertrages zu erreichen. Die Beklagte hatte damals als 
Privatbetrieb kein übergeordnetes Organ. Für sie be­
stand also nicht die Möglichkeit, über ihre aufsicht- 
führende Verwaltungsstelle eine Verlängerung des 
Vertrages zu erwirken. Sie hat daher alle ihr zu Ge­
bote stehenden Möglichkeiten zur Verlängerung des 
Vertrages ausgeschöpft, indem sie die Klägerin vor 
Ablauf der vereinbarten Frist auf die Unmöglichkeit 
der Einhaltung des Termins und die Gründe dafür hin­
wies. Sache der Klägerin als eines volkseigenen Be­
triebes war es damit, von sich aus die Verlängerung 
des Vertrages herbeizuführen.

Da somit auch insoweit die Beklagte ein Verschulden 
nicht trifft, ist die Klage zu Recht abgewiesen worden.

A n m e r k u n g :
An der Auffassung des 2. Zivilsenats des Stadtge­

richts Berlin in der vorstehenden Entscheidung zur 
Frage der Wirksamkeit der Zulassung der Berufung 
wird auch nach Veröffentlichung der Entscheidung des 
BG Erfurt in NJ 1953 S. 376 festgehalten.

§ 40 Abs. 3 AnglVO schreibt nicht vor, in welcher 
Form die Zulassung der Berufung durch das erst­

instanzliche Gericht auszusprechen ist. Selbstverständ­
lich ist, daß sie bei Urteilsfällung und nicht nachträg­
lich zu erfolgen hat und daß es sich um eine Entschei­
dung des Gerichts, d. h. des Richters und der Schöffen, 
handelt. Es ist dem BG Erfurt auch unbedingt darin 
zuzustimmen, daß das Interesse der Rechtssicherheit 
und die weiteren in seiner Entscheidung aufgeführten 
Gründe die Aufnahme der Berufungszulassung in den 
Tenor notwendig macht. Darüber hinaus dient sie, 
solange die Entscheidungsgründe noch nicht vorliegen, 
der Klarstellung darüber, ob die Entscheidung rechts­
kräftig ist oder nicht. Die Schlußfolgerung jedoch, daß 
eine in den Entscheidungsgründen klar und deutlich 
ausgesprochene Zulassung der Berufung nicht als wirk­
same Erklärung im Sinne des § 40 Abs. 3 AnglVO an­
zusehen sei, wird abgelehnt. Angesichts der Bedeutung, 
die die Zulassung der Berufung wegen der grundsätz­
lichen Natur der Rechtsfrage oder der Wichtigkeit des 
Urteils für die Lebensverhältnisse der Parteien für 
die werktätigen Menschen hat, erscheint eine solche 
Schlußfolgerung formal. Sie ist auch aus dem Gesetz 
selbst nicht unbedingt zu entnehmen. Das BG Erfurt 
hat eine bedeutsame Erklärung des Gerichts erster 
Instanz nur deshalb für unwirksam erklärt, weil sie 
am unzweckmäßigen Platz im Urteil steht.

Für die Praxis dürfte durch diese Veröffentlichungen 
der Streit allerdings schon überholt sein, denn die erst­
instanzlichen Gerichte werden nunmehr wohl sämtlich 
dazu übergehen, die Zulassung der Berufung in den 
Tenor mit aufzunehmen. Erwähnt sei nur noch, daß 
auch die Arbeitsgerichte, bei denen seit Jahren die Zu­
lassung der Berufung überwiegend nur in den Ent­
scheidung sgründen ausgesprochen wird, diese Praxis 
übernehmen sollten.

E g g e r s - L o r e n z ,  S p i n d l e r ,
Richter beim Stadtgericht Berlin
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